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Geſetz⸗Sammlung 
fuͤr die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 
No. 25. 


No. 1910.) Allerhöchſte Order vom 31. Mai 1838., betreffend eine Abänderung der Kriegs = Rs l e 


ell 43 vl eee, artikel bei der Strafe der Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande. 

Si, fag 260 a. 783064 

ur Erledigung der Bedenken, zu welchen die Anwendung der Kriegsartikel 
über die Strafe der Ausſtoßung aus dem Soldgtenſtande Veranlaſſung giebt, 
habe Ich auf die gutachtlichen Berichte der betreffenden Behoͤrden verordnet: 

1) Es ſoll kuͤnftig neben der Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande auf die 
Unfaͤhigkeit des Verbrechers zum Erwerbe des Buͤrgerrechts oder des 
Beſitzes von Grundſtuͤcken nicht weiter erkannt, und, was die Folgen die⸗ 
ſer Ausſtoßung in Bezug auf den Erwerb oder die Beibehaltung des 
Buͤrgerrechts fuͤr den Verbrecher betrifft, bei den allgemeinen Vorſchrif⸗ 
ten, es ſey der Staͤdteordnung vom 19. November 1808. $$. 20 — 22, 
39. ſo wie ſolche durch Meine Erlaſſe vom 25. Auguſt 1822. und 6. April 
1823. und in der Zuſammenſtellung der nachtraͤglichen Beſtimmungen 
vom 14. Juli 1832. modifizirt worden find, oder, wo die revidirte 
Staͤdteordnung vom 17. März 1831. eingeführt iſt, der H. 19 — 21. 
derſelben, belaſſen werden. ö 

2) Mit der Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande iſt jederzeit zugleich auf die 
Unfaͤhigkeit zur Verwaltung oͤffentlicher Aemter, ſo wie auf den Verluſt 
des Adels, des Rechts zur Tragung der Kriegsdenkmuͤnze, der Militair⸗ 
Dienſtauszeichnung und der Nationalkokarde zu erkennen. Der Verluſt 
von Orden und Ehrenzeichen bleibt nach der Ordens⸗Erweiterungs⸗Urkunde 
Kahle Januar 1810. $. 17. Meiner unmittelbaren Entſcheidung vor⸗ 

ehalten. 

3) Die Urtheile, in denen auf Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande erkannt 
worden, ſind in Gemaͤßheit des Art. 35. der Inſtruktion fuͤr die Land⸗ 
wehr⸗Inſpekteurs vom 10. Dezember 1816. jederzeit, und zwar durch die 
Amtsblaͤtter des Regierungsbezirks, worin der Verurtheilte ſeine Heimath 
hat, oder, Falls er ein Auslaͤnder iſt, durch die Amtsblaͤtter des Bezirks, 
in welchem der Garniſonort liegt, zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. 
Sie, der Kriegsminiſter, haben dieſe Order dem General⸗Auditoriat und 
ſaͤmmtlichen Militairgerichten zur Befolgung mitzutheilen. 


Berlin, den 31. Mai 1838. 3 : \ 
Friedrich Wilhelm. 
An das Staatsminiſterium. 


(No. 19101912.) Jahrgang 1838. Jii (No. 1911.) 
(Ausgegeben zu Berlin den 7. Auguſt 1838.) 


* 


on 


—{Noe.49H.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 12. Juni 1838., betreffend die Ermächtigung 
, 2 ZA der Regierungen bei Veräußerungen unbeweglicher Güter und Gerechtigkei⸗ 


ten der Zünfte von der vorgeſchriebenen öffentlichen Verſteigerung in be- 
ſonderen Fällen zu dispenſiren. 


Auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 15. April will Ich die Regie⸗ 
rungen ermaͤchtigen, bei Veraͤußerungen unbeweglicher Guͤter und Gerechtigkeiten 
der Zünfte von der vorgeſchriebenen öffentlichen Verſteigerung auf den Antrag 
der Zuͤnfte und in Uebereinſtimmung mit den ihnen unmittelbar vorgeſetzten Ma⸗ 
giſtraͤten in beſondern Faͤllen zu dispenſiren und den Verkauf aus freier Hand 
zu geſtatten, ſobald ſie ſich uͤberzeugt haben, daß der Vortheil der Zunft dadurch 
befoͤrdert, oder ſolche doch wenigſtens nicht benachtheiligt wird. Das Staats⸗ 
ma hat gegenwärtige Order durch die Geſetzſammlung bekannt machen 
zu laſſen. i 


Berlin, den 12. Juni 1838. . nd N 
| | Friedrich Wilhelm. 
An das Staatsminifterium. 


er, eee, No. 1912.) Verordnung, betreffend die Freigebung der Fabrikation und des Verkaufs von 
u. 23 dh, al, ft Pas 33 Spielkarten, mit Vorbehalt einer „Stempel- Abgabe. Vom 16. Juni 1838. 


ee e, Damit 


See, * 


8 Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 


Preußen ꝛc. ꝛc. 


haben auf den Antrag Unſeres Staats miniſteriums beſchloſſen, den bisher für 
Rechnung des Staats betriebenen Handel mit Spielkarten, ſowie die Verferti⸗ 
gung derſelben, unter Beibehaltung einer Stempelabgabe, und mit den zur 
Sicherung der letzteren erforderlichen Beſchraͤnkungen und Kontrolen, freizugeben. 
Wir verordnen demnach fuͤr den Umfang der Monarchie Folgendes: 


GL 

Die Einfuhr von Spielkarten aus dem Auslande, einſchließlich der Zoll 
vereinsſtaaten, bleibt, nach wie vor, verboten; die aus einem Theile des Inlan⸗ 
des in das Andere, durch das Ausland gehenden Kartenverſendungen ſind jedoch, 
unter Beobachtung der erforderlichen Kontrolmgaßregeln, erlaubt. Wegen der 
Durchfuhr auslaͤndiſcher Spielkarten kommen die zollgeſetzlichen Beſtimmungen 
zur Anwendung. a 


F. 2. 

8 Der Handel mit Spielkarten, welche im Inlande verfertigt werden, wird 
mit dem 1. Januar 1839. freigegeben, und der Kartenverkauf Seitens der 
Steuer⸗Verwaltung an dieſem Tage eingeſtellt. Die Fabrikation und der Ver⸗ 
kauf von Spielkarten darf jedoch auch von dieſem Tage ab, nur durch Fabri⸗ 
kanten und Haͤndler erfolgen, welche dazu die Erlaubniß erhalten haben. 


— M— 


$. 3. 

Die bereits beſtehenden Kartenfabriken dürfen ohne beſondere Erlaubniß 
in den bisher dazu benutzten Räumen fortbetrieben, neue Fabriken das 
gegen nur nach vorgaͤngiger Genehmigung Unſeres Finanzminiſteriums angelegt, 
und erſt mit dem 1. Januar 1844. or geſetzt werden. 


Die Genehmigung zu einer neuen Spielkartenfabrik wird nur in dem 
Falle ertheilt, wenn > : 

1) dieſelbe in einem Orte, der mehr als Zehntauſend Einwohner hat, und 
woſelbſt ſich ein Hauptzoll⸗ oder Hauptſteueramt befindet, angelegt wer⸗ 
den, und die zu einem fabrikmaͤßigen Betriebe, ſo wie zu einer ange⸗ 
meſſenen Aufſicht und Kontrole Seitens der Steuerverwaltung, erfor⸗ 
derliche Einrichtung erhalten ſoll; 

2) eine auf 3000 bis 5000 Rthlr. zu beſtimmende und nach ertheilter 
Konzeſſion ſofort zu beſtellende Kaution angeboten wird. 

Mit dem Geſuche iſt jedesmal ein Plan der einzurichtenden Fabrikraͤume, 
einſchließlich der Lokale zur Aufbewahrung der Materialien und Karten, einzu⸗ 
reichen. Die Fabrikanlage ſelbſt muß aber ſpaͤteſtens binnen drei Jahren, von 
dem Zeitpunkte der Genehmigung an gerechnet, vollendet werden, widrigenfalls 
die letztere ihre Guͤltigkeit verliert. 5 | 


Auch die Inhaber der bereits beſtehenden Fabriken muͤſſen vor dem 
1. Oktober 1838. dem Hauptamte, in deſſen Bezirke die Fabriken ſich befin⸗ 
den, eine Zeichnung und Beſchreibung der Räume, welche zur Verfertigung und 
Aufbewahrung der Spielkarten, ſowie der Materialien beſtimmt ſind, ein⸗ 
reichen, und die zur Aufbewahrung der Spielkarten erforderlichen Raume nach 
Vorſchrift der Steuerbehoͤrde einrichten. Zu einer Kautionsbeſtellung von 3000 
bis 5000 Nthlr. find aber nur die Beſitznachfolger der gegenwärtigen Inhaber 
dieſer Fabriken, bei Verluſt des 8 verpflichtet. 


Eine Veraͤnderung, Verlegung und Erweiterung der deklarirten Fabrik⸗ 
Einrichtung darf, ſowohl bei den bereits beſtehenden, als auch bei den neu an⸗ 
zulegenden Fabriken, nur nach vorgaͤngiger Genehmigung Unſeres Finanzminiſte⸗ 
riums vorgenommen werden. Bei Beſitzveraͤnderungen muß der Beſitznachfolger 
dem betreffenden Hauptamte ſpaͤteſtens binnen vier Wochen von dem ſtattgefun⸗ 
denen Eigenthumswechſel Anzeige u 8 

In den konzeſſionirten Fabriken darf auch fuͤr den auswaͤrtigen Verkehr 
gearbeitet werden. Form, Güte und Fabrikpreis der Spielkarten hängen von 
dem Gutbefinden jedes Fabrikanten ab. Die Bilder unterliegen jedoch der Cen⸗ 
für, und die Muſſirung der Nückfeite muß bei franzoͤſiſchen Karten zu 32 Blaͤt⸗ 
tern von denen zu 52 Blaͤttern leicht erkennbar verſchieden ſeyn; auch ſind die 
Fabrikanten gehalten, von jeder Sorte Spielkarten, welche ſie zu verfertigen be⸗ 
abfichtigen, ein Muſterſpiel bei dem Hauptamte niederzulegen, und einem Blatte 
jedes Spieles ein Fabrikzeichen zu geben. Dieſes Zeichen muß den Namen und 
Wohnort des Fabrikanten enthalten, und unterliegt der Genehmigung Unſeres 
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Finanzminiſteriums. Letzteres wird auch für jede Spielkartenſorte das Blatt bes 
ſtimmen, welches mit dem Fabrikzeichen au verſehen ift. 


Saͤmmtliche Kartenfabrikanten ftehen unter ſteuerlicher Kontrole, und un: 
terliegen den ſteuerlichen Reviſionen. Auch Hausſuchungen ſind unter den, in den 
L. 54. 55. der Ordnung zum Steuergeſetze vom 8. Februar 1819. angegebenen 
Bedingungen und Maaßgaben geſtattet. 5 


Jeder Fabrikinhaber iſt gehalten, nach einem von dem Finanzminiſterio 
vorzuſchreibenden Formulare vor dem Anfange jedes Monats, und das Erſtemal 
vor dem Anfange desjenigen Monats, in welchem die Fabrikation fuͤr den freien 
Handel in Folge dieſer Verordnung beginnt, eine verbindliche Deklaration uͤber 
den im Laufe des naͤchſten Monats N Fabrikationsbetrieb abzugeben. 


Die gefertigten Spielkarten muͤſſen von dem $. 9. gedachten Zeitpunkte 
ab, nach naͤherer Vorſchrift der Steuerbehoͤrde woͤchentlich oder manatlich dem 
kontrolirenden Steuerbeamten in der Fabrik, in vorſchriftsmaͤßigen Umſchlaͤgen 
eingeſchlagen, zur Reviſion vorgelegt e (F. 16.) 


Dem Hauptamte iſt zu gleicher Zeit anzumelden, welche Anzahl von 
Kartenſpielen jeder Gattung: 

a) zum inlaͤndiſchen Abſatze, 

b) zum Abſatze ins Ausland beſtimmt ſey, und 

c) über de Anzahl die weitere Beſtimmung zur Zeit noch vorbehal⸗ 

ten werde. ; 
Die Verſendung von Spielkarten zum Abſatze in den Zollvereinsftaaten 

iſt jedoch nur geſtattet, ſoweit fremde Karten in einzelnen Vereinsſtaaten zum 
Gebrauche im Lande uͤberhaupt gehe erden duͤrfen. i 


Die zum inlaͤndiſchen Abſatze beſtimmten Kartenſpiele gelangen, Behufs 
der Stempelung, an das Hauptamt. Die Stempelung geſchieht auf dem oben 
zu legenden Coeur⸗Aß, und beginnt mit dem 1. Oktober 1838. Verſen⸗ 
dungen zum inlaͤndiſchen Abſatze duͤrfen aber erſt im Laufe des Monats Dezem⸗ 
ber 1838 erfolgen und bleiben die geſtempelten Karten bis dahin unter Mit⸗ 
verſchluß des Hauptamts. 15 
8 Die zur Verſendung ins Ausland beſtimmten Karten werden unter Auf⸗ 
ſicht des Hauptamts verpackt, und in dem gewoͤhnlichen Begleitſchein⸗Verfahren 
abgefertigt. Sollen inlaͤndiſche Karten aus einem Theile des Inlandes in den 
andern durch das Ausland verſendet werden, fo iſt das bei dergleichen Wagren⸗ 
Verſendungen uͤberhaupt Boeaelläriehene eehte zu beobachten. 


| Diejenigen Kartenſpiele, über welche ſich der Fabrikant die weitere Be 

ſtimmung vorbehaͤlt, bleiben unverpackt unter Mitverſchluß des Hauptamts, und 

iſt der Fabrikant verpflichtet, die dazu noͤthigen Anſtalten zu treffen. Ihm ſteht 

jederzeit frei, außer an Sonn⸗ und Feſttagen, darüber den H. 12. und 13. vr 
m 


1 
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maͤß zu verfuͤgen; doch iſt davon mindeſtens Tages vorher, waͤhrend der Dienſt⸗ 
ſtunden, dem Amte Anmeldung zu 8 = 
. 15 


Ueber die verfertigten Karten, deren Stempelung, Aufbewahrung und 
Verſendung, iſt der Fabrikant gehalten, nach Vorſchrift der Steuerbehoͤrde, 
un zu führen und ſolches zur Einſicht der Steuerbeamten in der Fabrik offen 
zu legen. 


16: 

Jedes Kartenfpiel ift mit einem Umſchlage zu verſehen Die Form die⸗ 
ſer Umſchlaͤge bleibt zwar der Wahl des Fabrikanten uͤberlaſſen, dieſelben muͤſ⸗ 
ſen jedoch die Kartengattung und den Namen und Wohnort des Fabrikanten 
angeben, und eine Oeffnung Behufs 3 as enthalten. 


Die bei der Fabrikation vorkommenden uͤberzaͤhligen und Ausſchußblaͤtter 
muͤſſen geſammelt und unter Verſchluß gebracht, und die Ausſchußblaͤtter in der 
von der Steuerbehoͤrde zu beſtimmenden Zeit, unter Aufſicht der kontrolirenden 
Beamten, unbrauchbar gemacht werden. 


. 18. 
Der Kartenſtempel enthaͤlt unter dem Adler die Angabe des Steuerbetra⸗ 
ges, ſo wie das Zeichen des Hauptamts, 119 welchem die Stempelung verrichtet iſt. 


Fuͤr die jetzt gangbaren Spielkartenſorten ſoll die Stempelſteuer betragen: 

a) Acht Silbergroſchen für das Spiel Tarokkarten und Franzoͤſiſche 

Karten zu 52 Blaͤttern; 5 

b) drei Silbergroſchen für Franzoͤſiſche Karten zu 32 Blättern (Pi⸗ 
quetkarten) Deutſche 0 und Traplierkarten. 


Fuͤr die Abfuͤhrung der Steuer koͤnnen den Fabrikinhabern angemeſſene, 
auf den wahrſcheinlichen Abſatz berechnete Friſten, gegen hinlaͤngliche Sicherheits⸗ 
ſtellung, bewilligt werden. Steuer⸗Erlaß oder Erſatz kann nur von Unſerm Fi⸗ 
nanzminiſterium und bloß in dem Falle gewaͤhrt werden, wenn geſtempelte Kar⸗ 
tenſpiele, bei der Verpackung oder Aufbewahrung in den dazu beſtimmten Fa⸗ 
brikraͤumen, durch einen unverſchuldeten Zufall zum Gebrauche untauglich gewor⸗ 
den find, und das Ereigniß ſpaͤteſtens binnen 24 Stunden, unter Einlieferung 
der verdorbenen uneroͤffneten Kartenſpiele, fofern dieſelben durch den Zufall nicht 
ganz verloren gegangen, dem en e angezeigt wird. 


Den Fabrikanten iſt der Einzelnverkauf von Spielkarten unterſagt. Der 
Abſatz aus der Fabrik darf nur an Perſonen, welche zum Detailhandel mit 
Spielkarten berechtigt find (J. 22.) und nicht unter einem Dutzend Spiele von 
jeder Gattung geſchehen. 9. 25 


Der Detailhandel mit Spielkarten darf nur von Perſonen betrieben 
werden, welche dazu von dem Hauptamte, zu deſſen Bezirke ihr Wohnort ge⸗ 
hört, die Genehmigung erhalten haben und dieſe darf nur Handeltreibenden er⸗ 
theilt werden, welche . 
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a) Gewerbeſteuer von ſtehendem Handel entrichten, und 
b) an einem Orte wohnen, in dem ſich ein Zoll oder Steueramt 
befindet. f 
Handeltreibenden, welche an andern Orten wohnen, darf der Detailhan⸗ 
del mit Spielkarten nur mit Genehmigung Unſers Finanzministers geſtattet 
werden. Gaſtwirthe, Kaffeeſchaͤnker und andere Perſonen, welche Säfte halten, 
dürfen zwar den Bedarf für ihre Gaͤſte ankaufen, der Verkauf von Spielkarten 
iſt ihnen aber niemals zu geſtatten, wenn ſie auch zugleich als Handeltreibende 
Gewerbeſteuer entrichten. 23 


§. 23. | 
Alle Spielkartenhaͤndler ſtehen unter ſteuerlicher Kontrole, und es findet 
auf fie die Vorſchrift F. 54. 55. der Ordnung zum Steuergeſetze vom 8. Fe, 
bruar 1819. wegen der Hausſuchungen gleichfalls Anwendung. Insbeſondere 
ſind ſie verpflichtet: g 
a) die Räume, in denen die Aufbewahrung der Karten und deren 
Verkauf ſtattfinden ſoll, dem Hauptamte anzuzeigen; | 
b) nach Vorſchrift der Steuerbehoͤrde über den jedesmaligen Em: 
pfang von Karten, nach den einzelnen Fabriken und Sorten, ſo 
wie über den täglichen Abſatz ein Kontobuch zu führen, und dieſes 
Buch zum Gebrauche bei den Reviſtonen offen zu legen. | 
Außerhalb der angezeigten Räume ift die Aufbewahrung und der Verkauf 
von Spielkarten unterſagt. 2 | 


Der Verkaufspreis von Spieifaten unterliegt Feiner amtlichen Kontrole. 


Wer ohne vorherige Genehmigung des Finanzminiſters Spielkarten zu 
verfertigen unternimmt, oder nach erhaltener Erlaubniß vor erfolgter Anzeige bei 
dem betreffenden Hauptamte mit der Fabrikation beginnt, ($. 8.) verfällt, neben 
Konfiskation der Geräthe, Materialien und bereits verfertigten oder in der Ar 
fertigung begriffenen Spielkarten, in eine Geldſtrafe von 500 Rthlr. Fuͤr jedes 
Spiel, das über 50 bereits verfertigt iſt, wird die Geldſtrafe um 10 Nirhll. 
verſchaͤrft. 

26. 


Wird die Fabrikation von Karten in andern, als den dazu angeſagten 
Räumen vorgenommen, fo tritt dieſelbe Geldſtrafe, nebſt Konfiskation der in 
den unangeſagten Räumen befindlichen Geräthe, Materialien und gefertigten 
oder in der Anfertigung begriffenen en ein. 

2 


Sind bei den F. 10. vorgeſchriebenen Nevifionen die in einer Fabrik ge 
fertigten Karten nicht vollſtaͤndig angegeben und vorgelegt, oder ungeſtempelte 
Karten wider die Vorſchrift des $. 13. ohne Mitwirkung der Steuerbehoͤrde 
verſendet worden, ſo zieht dieſes Verfahren die Konfiskation der nicht angege⸗ 
benen oder verſendeten Spielkarten und die $. 25. verordnete Geldſtrafe nach fh. 


Die unbefugte Entfernung von Spielkarten aus dem F. 14. angeordne⸗ 
ten Steuerverſchluſſe iſt mit derſelben Strafe zu belegen. 9. 20 
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: . g. 29. 

Wer wegen eines dieſer Vergehen (I. 25— 28. incl.) ſchon einmal be⸗ 
ſtraft worden iſt, und ſich deſſelben oder eines andern in den F. 25 — 28. ger 
dachten Vergehens abermals ſchuldig macht, iſt nicht nur mit den vorbeſtimmten 
Strafen zu belegen, ſondern auch des Rechts die Kartenfabrikation ferner zu 
betreiben, für verluſtig zu erklaͤren, ohne daß es einer vorgaͤngigen Belehrung 
über dieſe Folge der Wiederholung d bedarf. 


Die Entfernung uͤberzaͤhliger Karten aus der Fabrik, oder der Ausſchuß⸗ 

blaͤtter, bevor letztere unbrauchbar gemacht worden find, (§. 17.) iſt, ſofern nicht 
nach dem Vorſtehenden eine hoͤhere Strafe eintritt, mit 10 bis 50 Rthlr. 
Strafe zu belegen. Unrichtigkeiten in den nach $. 9. zu machenden Deklara⸗ 
tionen ziehen gleichfalls eine Geldſtrafe 8 10 bis 50 Rthlr. nach ſich. 


Der unbefugte Handel mit neuen und jedes oͤffentliche Feilbieten von be⸗ 
reits gebrauchten Spielkarten wird an ſich ſchon mit Konfiskation der Vorraͤthe 
und einer Geldſtrafe von 10 bis 50 Kthlr. belegt. Finden fi bei einem Haͤnd⸗ 
ler, gleichviel ob derſelbe die Genehmigung zum Kartenverkaufe erhalten hat 
oder nicht, ungeſtempelte Karten, ſo verfällt derſelbe in eine Geldſtrafe von 
200 Kthlr. und wird außerdem der etwa erhaltenen Befugniß zum Handel mit 
Spielkarten verluſtig; werden mehr als 20 ungeſtempelte Kartenſpiele vorgefun⸗ 
den, ſo wird die Geldſtrafe um 10 Frhlr. für jedes mehr vorhandene Spiel 


gerſchaͤrft. ung: 


$ 

Karten, welche nicht mit dem nach den bisher gültigen Geſetzen, oder 
mit dem in dieſem Geſetze vorgeſchriebenen Stempel verſehen ſind, werden uͤber⸗ 
haupt, wo fie ſich vorfinden, Eonfiszirt. Wer dergleichen Karten vom Auslande 
einbringt, auslaͤndiſche oder inlaͤndiſche ungeſtempelte Karten vertheilt, in Ge⸗ 
wahrſam hat, oder damit ſpielt, verfällt für jedes Spiel in eine Strafe von 
Zehn Rihlr. Gaſtwirthe, Kaffeeſchaͤnker und andere Perſonen, welche Gaͤſte hal 
ten, verfallen in dieſelbe Strafe, wenn in ihren Haͤuſern oder Lokglen mit un⸗ 
geſtempelten Karten geſpielt worden iſt, und fie nicht nachweiſen koͤnnen, daß 
dies ohne ihr Wiſſen geſchehen ſey. 


Bei Vergehungen gegen dieſe Verordnung, worauf keine beſondere 
Strafe angeordnet iſt, tritt eine woll h ee Strafe von 1 bis 10 Nrthlr. ein. 
Den Geldſtrafen iſt auf den Fall daß der Verpflichtete dieſelbe zu ent⸗ 
richten, unvermoͤgend ſeyn ſollte, in allen vorgedachten Fallen (8. 25 —33.) eine 
verhaͤltnißmaͤßige Gefaͤngnißſtrafe, See oder Strafarbeit zu ſubſtituiren. 


Saͤmmtliche nach dieſer Verordnung eingehende Geldſtrafen erhalten die 
Denunzianten nach Abzug des dritten Theils fuͤr den Steuerbeamten⸗Wittwen⸗ 
Unterſtuͤtzungsfonds. Wegen der ſubſidiariſchen Vertretungsverbindlichkeit dritter 
Perſonen, der Beſtechung von Steuerbeamten, der Widerſetzlichkeit gegen die⸗ 
ſelben und des Strafverfahrens kommen die $$. 19. ff. des Geſetzes vom 23. 
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Januar 1838. wegen Unterſuchung und Beſtrafung der Zollvergehen zur 
Anwendung. 3 
Gegeben Berlin, den 16. Juni 1838. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 


Frh. v. Altenſtein. v. Kamptz. Muͤhler. v. Rochow. v. Nagler. 
Graf v. Alvensleben. Frh. v. Werther. v. Rauch. 


(No. 1913.) Bekanntmachung wegen der Zoll- und Verkehrs-Verhältniſſe mit dem Fürſten⸗ 
thume Schaumburg-Lippe. Vom 31. Juli 1838. 


De Fuͤrſtlich Schaumburg⸗Lippeſche Regierung iſt mittelſt eines am 11. No⸗ 
vember v. J. mit den Regierungen von Hannover, Oldenburg und Braun⸗ 
ſchweig abgeſchloſſenen Vertrages dem Steuer⸗Verbande dieſer Staaten mit 
dem Fuͤrſtenthume Schaumburg⸗Lippe, jedoch mit Ausnahme des Amtes Blom—⸗ 
berg, beigetreten. In Folge dieſes Beitritts und gemaͤß den bei dem Abſchluſſe 
des, in der Geſetz⸗Sammlung publizirten Vertrages zwiſchen Preußen und den 
uͤbrigen Mitgliedern des Zollvereins einerſeits und Hannover, Braunſchweig 
und Oldenburg andererſeits vom 1. November 1837 getroffenen Verabredun⸗ 
gen, finden nunmehr die Beſtimmungen 
a) der Uebereinkunft wegen Unterdruͤckung des Schleichhandels, — An 
dae 181 ge Vertrages vom 1. November 1837, Gefek: Sammlung 
0. Bet 
b) der Uebereinkunft wegen des Anſchluſſes verſchiedener Preußiſcher Ge 
bietstheile an das Steuerſyſtem Hannovers, Oldenburgs und Braun 
chweige SE Anlage D. des gedachten Vertrages, Geſetz⸗Sammlung 
0, 3 5 
c) der Uebereinkunft wegen Erleichterung des gegenſeitigen Verkehrs, — 
Anlage E. des gedachten Vertrages, Geſetz „Sammlung No. 1847 —, 
auch im Verhaͤltniſſe zwiſchen Preußen und dem Fuͤrſtenthume Schaumburg⸗ 
Lippe, mit Ausnahme des Fuͤrſtlichen Amtes Blomberg, volle Anwendung, was 
hierdurch zur offentlichen Kenntniß gebracht wird, indem inſonderheit ſaͤmmtliche 
betreffende Koͤnigliche Behörden angewieſen werden, ſich in vorkommenden Sal 
len hiernach zu richten. 
Berlin, den 31. Juli 1838. 
Die Miniſter 
der Juſtiz. des Innern und der der Finanzen. der auswärtigen Ange⸗ 
l Polizei. a legenheiten. 
v. Kamptz. Muͤhler. v. Rochow. Gr. v. Alvensleben. Frh. v. Werther. 


